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Liebe Mitglieder,  liebe Freundinnen und Freunde des Komitees!
Hiermit laden wir Euch/Sie nach den üblichen zwei Jahren wieder zu einerordentlichen Mitgliederversammlung ein. Sie findet statt

am Samstag, den 3. Dezember 2005,
von 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

in Frankfurt am Main in der kath. Studentengemeinde 
(Beethovenstr. 28/Westend)

Wegbeschreibung: vom Hbf: U 4 Haltestelle Messe, Ausgang Schumannstr./ von der
Innenstadt: U 6 und U 7 Haltestelle Westend, Ausgang in Fahrtrichtung nehmen.
Unsere Mitgliederversammlungen dienen traditionell zweierlei Zwecken: 
Zum einen wollen und müssen wir unsere Gremien periodisch neu wählen:Arbeitsausschuss, Vorstand und Geschäftsführender Vorstand. Aus diesemAnlass werden wir über die Tätigkeit der vergangenen beiden Jahre berichtenund diskutieren können. Und wer Lust und Interesse, Zeit und Kompeten-zen hat, ist herzlich eingeladen, zukünftig in einem unserer Gremien undGruppen die Arbeit des Komitees verantwortlich mitzugestalten, sich dafüralso zur Wahl zu stellen. 
Zum anderen wollen wir die Mitgliederversammlung nutzen, um in Kontaktmit denjenigen zu bleiben, die in ihrem jeweiligen politischen Engagementmit dem Komitee zwar verbindlich sympathisieren, aber nicht direkt ineinem unserer Arbeitskreise oder Gremien mitarbeiten. Deshalb stellen wirunsere Mitgliederversammlung jeweils auch unter ein besonderes, unsereArbeit aktuell betreffendes Thema, das wir in einem Referat vorstellen undüber das wir diskutieren wollen. Für die diesjährige Versammlung schlagenwir vor:

Das Recht auf Bewegungsfreiheit im Kontext von Migration, 
Globalisierung und Nationalstaat (Corinna Genschel)Wir hoffen, möglichst viele von Ihnen/Euch zur Mitgliederversammlungbegrüßen zu können.

Mit herzlichen Grüßen!
Volker Böge und Theo Christiansen

Vorschlag zur Tagesordnung
1. Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Einführende Statements und Diskussion zum o.a. Thema  
3. Berichte zur Komitee-Arbeit (Arbeitsberichte, Finanzbericht)
4. Diskussion der Arbeitsberichte und der Perspektiven
5. Bericht der Kassenprüfung
6. Entlastung von Vorstand und Kassenprüfung für die Jahre 2003/2004
7. Wahlen 

a) des Geschäftsführenden Vorstands
b) des Vorstands
c) des Arbeitsausschusses
d) ergänzende Nachwahl der Revision

8. Verschiedenes

INFORMATIONEN

Preis für Ferien vom Krieg
Die „tageszeitung“ hat diesen Som-mer nach „HeldInnen des Alltags“gesucht. Helga Dieter wurde fürunser Projekt „Ferien vom Krieg“vorgeschlagen. Sie ironisierte vonAnfang an den Begriff der Helden,setzte sich zum Porträtfoto einenselbstgebastelten Ehrenkranz aufund zitierte Brecht: „Unglücklichdas Land, das Helden nötig hat.“

Die taz-LeserInnen entschie-den, dass Helga Dieter den Panter-LeserInnen-Preis – und somit 5.000Euro für das Projekt „Ferien vomKrieg“ – bekommen sollte. HelgaDieter dankte bei der Preisverlei-hung Hanne und Klaus Vack, diedas Projekt initiiert hatten.
Brigitte Klass trug dort folgendeEloge (gekürzt) vor: 

Liebe Helga,
endlisch erweist ma Dir die Ehr,
die schon seid langem fällisch wär,
denn mit Pandern und mit Tiecher,
un annere gefleckte Viescher
hast Du schon immer Disch geschmückt,
drum scheind de Breis au’ so geglückt.
Doch eine Frache bleibt bestehn,
mer könnes werklisch ned verstehn,
warum nur had die taz, verflucht,
een schwazze Pander ausgesucht?
Polliddisch is des deplazierd,
die Schwazze sin aach irridierd,
denn all die Heldinne un Helde
hädde bei denne nix zu melde.
Die rischdisch Farb uff de Breis bezoche,
des wär de Pace-Rescheboche!
Doch wär’n mer ma ned schnäkisch sei,
Lob, Breis un’s Geld sack mer drotzdem

ei.
Awwer son Breis bringt ned nur Ruhm,
sondern nur noch mehr zu dun:
Audienze abhalde, Innerwius gebbe,
de Gombjuter is eh schon des halbe 

Lebbe.
Aach mal Freunde dreffe oder was esse,
un gans wischdisch: Nix vergesse!
Drum schenk mer Dir als stille Mahner
een suberdolle Tiecher-Planer
un rufe mit Pander, Tiecher & Co:
Liebe Helga, weidder so!

Brigitte Klass

Einladung zur Mitgliederversammlung
am 3.12.2005



Proteste gegen 
„50 Jahre Bundeswehr“
Am 21.9. feierte die Bundeswehrauch in Köln ihren 50. Gründungs-tag mit Gelöbnis, Rathausempfangund Zapfenstreich. Das Komiteehatte sich in einem Bündnis gegendas Militärspektakel engagiert unddie Proteste mit vorbereitet. DerKölner Dom wurde als „geeigneteKulisse“ (Original-Ton Bundeswehr)für das militaristische Ritual miss-braucht. Friedensbewegte hielteneine ganztägige Mahnwache amRande des von Feldjägern abge-schirmten Dom-Vorplatzes. Vordem abendlichen Zapfenstreich gabes eine Kundgebung, auf der dieneuen Strategien von Bundeswehr,NATO und EU kritisiert wurden. 
Durch primitive im Fackelscheininszenierte Rituale versucht dieBundeswehr emotionale Zustim-mung in der Bevölkerung zu errei-chen. Die Demonstrierendendurchkreuzten die Feierlichkeit derFackelschein-Zeremonie jedoch:Pfiffe und passende Songs wie „Ihrseid nur ein Karnevalsverein“ und„Das Licht ist aus, wir geh`n nachHaus, rabimmel, rabammelrabumm“ waren zwischen demGetrommel der Soldaten weithingut zu hören. – In Berlin ging es am26.10.05 offensichtlich härter zu:hier hatte die Polizei weiträumigabgesperrt und ging gewalttätiggegen die Demonstrierenden vor. 
Zum Thema „50 Jahre Bundeswehr– 50 Jahre Friedensbewegung“ gibtes ein Schwerpunktheft des Frie-densforums (Nr. 6/2005), das beimKomitee bestellt werden kann.

„Die Menschenrechte werden hier-zulande nicht wie ein Heiligtumgehütet und gehegt, sie sind vielennicht Substanz der Verfassung, dasA und O, ohne die unser Staat zuexistieren aufhört.“ 
Fritz Bauers, des unvergessenenhessischen Generalstaatsanwalts,Feststellung in seiner Einleitung zuJürgen Seiferts Kritik der geplantenNotstandsgesetzgebung, erschienenunter dem Titel „Gefahr im Verzug“1965 in 3. Auflage, markiert eineLebensaufgabe. Ihr ist Jürgen Seifertgefolgt. „Der Kampf um Verfassungbraucht nüchterne Leidenschaft“formuliert er im gleichen Buch. SeitEnde der 50er Jahre bis in dieGegenwart gibt es (fast) kein wichti-ges Thema des demokratisch breitund grundrechtsemphatisch ver-standenen Grundgesetzes, zugleichverfassungsrechtlich prinzipiell undpraktisch speziell an seinen Auswir-kungen auf alle Bürgerinnen undBürger gemessen, das Jürgen Seifertnicht als präsenter Citoyen öffent-lich aufgegriffen hätte. Seine Kom-petenz als Jurist und Sozialwissen-schaftler, der kräftig über den Zauneines undogmatischen Marx-Ver-ständnisses und der KritischenTheorie geschaut hat, vermitteltenihm die Genauigkeit und Schärfeim Detail wie dessen angemesseneInterpretation im Kontext gesamt-gesellschaftlicher Analyse. Indes,nicht nur darum konnten wir, diewir Jürgen im Umkreis der Ende der50er Jahre im Zusammenhang dessozialdemokratischen Ausschlussesdes SDS und seiner Förderer unddann vor allem in der außerparla-mentarischen Opposition gegenNotstandsgesetze kennen gelernthaben, in freundschaftlicher Aus-einandersetzung von ihm lernen.Das machte Jürgen Seifert vielmehrzum raren Citoyen, zum Nachfah-ren der deutschen Jakobiner jenseitsallen Gewalteinsatzes, dass er nichtam gedankendichten Schreibtischverblieb, keine machtgeschützteoder machtverachtende Innerlich-keit zelebrierte, sondern sich bis zurErschöpfung als bester Vertreterimmer erneut zu schaffender, kri-tisch räsonierender Öffentlichkeitins politische Getümmel warf.
Jürgen Seifert vereinte Sensibi-lität, Kompetenz, Engagement und

Humor – was konnte er lachen – dieeiner braucht, der dauernd dieKipppunkte beobachtet undAbstürze vermeiden will. Wie Char-ly Chaplin im „Goldrausch“ robbteer anhaltend auf dem Grundrechts-boden hoch, um die prekäre Hüttedes Grundgesetzes vorm Absturz zubewahren. Gegen Formen der poli-tischen Gegnerschaft, die rasch„Feinde“ küren lassen und staatli-che Instanzen dazu verführen, sieangeblich streitbar dadurch zu ver-teidigen, dass Grundrechte ausgehe-belt werden. Vom Kalten Krieg biszum heutigen, präventiv gewende-ten Anti-Terrorismus reicht dieunendliche Geschichte staatlicherVerletzungen von Grund- und Men-schenrechten. Vor allem den altenund neuen Mitteln staatsschütze-risch verkehrten Verfassungs-schutzes und seiner technologi-schen Sublimierung im Ausspähenund Disziplinieren galt Jürgen Sei-ferts argusäugige Präsenz.
Eine Geschichte der Bundesre-publik im schaffenden Spiegel Jür-gen Seiferts zeigte, was diejenigender „Nachgeborenen“, die die„furchtbare Nachricht“ begriffenhaben, nicht vom  herrschenden„Wieder“ gelähmt, aus dieser Repu-blik hätten machen können. Undwas sie als substantielle inner- undaußerparlamentarische Balanceerreicht haben. Wie sähe diese BRDaus, nun vereinigt und globalerEinsätze lüstern, hätte es nichteigengeprägte Personen wie JürgenSeifert gegeben: ein Propagandistund Mobilisator nach- und voraus-holender Aufklärung. Und waswürde aus diesem vergangenheitsab-gewaschenen, grundrechtskargenund demokratiedürren Land wer-den, fände Jürgen Seifert nichtNachfolgerinnen und Nachfolger.So wird er, lernender Lehrer deslearning by doing von Beruf, unteruns in seinen nachfolgenden Schü-lerinnen und Schülern bleiben. AlsCitoyen unter citoyens, die mit Hel-mut Ridder wissen, einem LehrerJürgen Seiferts: „dass Demokratiedas Non-plus-ultra politischer Frei-heit ist und jedes vermeintlich darü-ber noch hinausgehende plus von,Freiheit‘ demzufolge ein minus.“

Wolf-Dieter Narr, Klaus Vack

Jürgen Seifert, 1928-2005, dem Citoyen der
Bundesrepublik als Institution in einer Person



In Kooperation mit dem No-Lager-Netzwerk hatte das Grundrechteko-mitee zu einem Aktionstag amRückführungslager Bramsche-Hese-pe aufgerufen. Unter dem Motto,„Wer Menschen in Lager steckt,erniedrigt sie als Menschen, kapptihre Chancen, menschlich zuleben“, hatten wir eine gewaltfreieöffentliche Inspektion des Rück-führungs- und Abschiebelagersangekündigt.
Rund vierhundertfünfzig De-monstrantInnen hatten sich am 24.September 2005 gegen Mittag imFlecken Hesepe im OsnabrückerLand eingefunden. Darunter überhundert Migrantinnen und Migran-ten, die, selbst in Lager gesteckt, sichim No-Lager-Netz organisiert haben.Zahlreiche Flüchtlinge mit ihrenKindern aus dem Lager in Hesepenutzten die Gelegenheit, um sichder Demonstration anzuschließenund sich für die Schließung „ihres“Lagers einzusetzen. Auf einfachenPappschildern forderten sie: „DasLager muss weg! Wir bleiben hier.“Ein bunter und lautstarker Demon-strationszug zog durch das gleichgül-tig in der Sonne schlummerndeHesepe zum 2,5 Km zwischen Bir-kenwäldchen und Maisfeldern ent-legenen Lager.
Dort vor dem Lager, das polizei-

lich abgeriegelt war,verlief die Abschluss-kundgebung weitge-hend friedlich – trotzder Enttäuschung vie-ler Demonstrationsteil-nehmer, dass die Lager-leitung dem Grund-rechtekomitee eineöffentliche Inspektiondes Lagers durch eineDelegation von Bürger-rechtlern, JournalistIn-nen und Migrantenverweigerte. Sie hattestattdessen angeboten,eine kleine Delegationvon maximal 10 Personen durch dasLager zu führen. Das hatten wirabgelehnt: Wir wollten uns nichtpotemkinsche Dörfer einer ordent-lich verwalteten Lagerwelt mitWerkstätten, Schule, Bibliothekund Kinderbetreuung vorführenlassen. Wir beharrten auf einer vonder Lagerverwaltung unabhängigenöffentlichen Inspektion.
Mit diesem Aktionstag wolltenwir die Isolation der Flüchtlinge imLager Bramsche-Hesepe durchbre-chen und eine bislang eher gleich-gültige Öffentlichkeit gegen die Ver-lagerung von Menschen und damitvon Menschenrechten und Demo-kratie mobilisieren. Das ist uns nurein kleines Stück gelungen. Die

Verstoßes gegen das Versammlungs-recht zu verhandeln, ein politischesAusweichmanöver. Wie in allen Ver-fahren zuvor sollten als Rechtferti-gungsgründe für die Aktionen Zivi-len Ungehorsams die Völkerrechts-widrigkeit des Irak-Krieges und diegrundgesetzwidrige Unterstützungdieses Krieges durch die Bundesre-gierung geltend gemacht werden.Vor dieser Debatte scheuen dieGerichte bis heute zurück undschützen damit das rechtswidrigeHandeln der Bundesregierung.Allerdings urteilte das Bundesver-waltungsgericht kürzlich im Rah-men des Prozesses gegen Major Pfaffwegen des Vorwurfs der Gehor-samsverweigerung, dass die Unter-stützung des Irak-Krieges durch dieBundesregierung völkerrechtswidriggewesen sei.
Martin Singe

Das Komitee beobachtete undbegleitete von Anfang an die Straf-prozesse, die in Frankfurt wegen derAir-Base-Blockade gegen den Irak-Krieg im März 2003 geführt werden.Jetzt kam es zu einem späten juristi-schen (Teil-)erfolg für die Friedens-bewegung. Das OLG Frankfurt hatam 9.9.2005 vier Freisprüche desLandgerichts bestätigt, gegen die dieStaatsanwaltschaft in Revisiongegangen war. Die VorsitzendeRichterin begründete dies damit,dass die Kriterien des Nötigungspa-ragraphen (§ 240 Strafgesetzbuch)durch die Aktion nicht erfüllt seien.Zweifelhaft sei bereits, ob die Akti-on als „Gewalt“ im Sinne des § 240gewertet werden könne, jedenfallsliege keine Verwerflichkeit vor, wasVoraussetzung für eine Verurteilungwäre. Allerdings laviert sich dasGericht damit elegant zwischen demVerfassungsgerichtsurteil zu Sitz-

blockaden, das Gewalt in solchenFällen grundsätzlich verneint, unddem BGH, der gegen diese Auffas-sung mit einem entgegengesetztenBeschluss opponiert hatte, durch. 
Die Sitzblockierenden warengleichzeitig vom Landgericht wegenVerstoßes gegen das Versammlungs-gesetz zu einer Geldbuße verurteiltworden. Hiergegen hatte ein Betrof-fener ebenfalls Revision eingelegt.Die inhaltliche Debatte über dieseRevision verweigerte das OLGjedoch, indem es diese Revisionabtrennte und sie einige Tage vorder  Hauptverhandlung ohnemündliche Verhandlung verwarf. 
Rund 50 Angeklagte haben sichüber zwei Jahre lang den Prozessengestellt und sich nicht beugen las-sen. Allerdings bedeutet die Weige-rung des OLG, über die Revisiongegen die Verurteilung wegen des

Oberlandesgericht: Air-Base-Blockade war doch keine Straftat

Aktionstag am „Rückführungslager“ Bramsche-Hesepe

Flüchtlinge im Lager Hesepe habenjedenfals angefangen, sich zu organi-sieren, um den Protest gegen dasLager weiterzuführen.
Aus menschenrechtlicher Sichtgibt es keinen akzeptablen Grund,der die Lagerverbringung von Men-schen rechtfertigen könnte. Darumwerden wir auch weiterhin allesdaran setzen, Öffentlichkeit gegendie Lager zu initiieren. Wir dankenallen, die unsere Initiative bisherfinanziell und praktisch unterstützthaben.  

Dirk Vogelskamp

© Thomas Hohlfeld



An das Gewissen 
von Soldaten darf
appelliert werden!
Nun steht rechtskräftig fest: Der„Aufruf an alle Bundeswehrsolda-ten des Jagdbombergeschwaders 33(Büchel)“, der gegen die nukleareTeilhabe argumentiert und an dasGewissen der Soldaten appelliert,ist rechtens.

Der 1. Strafsenat des Oberlan-desgerichts (OLG) Koblenz hat dieFreisprüche von Atomwaffengeg-nern durch das Landgericht (LG)Koblenz bestätigt. Der am Flieger-horst in Büchel verteilte Aufruf andie Soldaten fordert diese auf, sichnicht an der völker- und grundge-setzwidrigen Bereitstellung undInstandhaltung von Atomwaffen zubeteiligen. 
Das OLG würdigte das Urteildes LG, in dem Richterin Wild-Völ-pel argumentierte, es sei eine „ernst-hafte und diskussionswürdige“ Mei-nung, dass „die Lagerung atomarerWaffen, bzw. die Beteiligung an undUnterstützung der nuklearen Teil-habe“ „völkerrechts- und verfas-sungswidrig“ sei. Dies lasse denSchluss zu, dass Soldaten solchenBefehlen nicht gehorchen dürften.
Das OLG hob hervor, in demAufruf würde intensiv für diese„sorgfältig an Moral und Gewissenorientierte Entscheidung“ argumen-tiert und an das Gewissen der Sol-daten appelliert. Diese würdennicht zu irgendeiner rechtswidrigenHandlung aufgefordert, sonderndazu, selbst eine Gewissensentschei-dung zu treffen und die gebotenenKonsequenzen daraus zu ziehen.Das OLG bezieht sich auch auf denam 21. Juni 2005 vom 2. Wehr-dienstsenat des Bundesverwaltungs-gerichts Leipzig erfolgten Freispruchdes Major Pfaff (BVerwG 2 WD12.04) Darin wird das Recht vonSoldaten begründet, aus Gewissens-gründen Befehlen den Gehorsamzu verweigern. Auch Soldaten sindihrem Gewissen verpflichtet. EinAppell an das Gewissen von Solda-ten, sich nicht an einer kriegeri-schen Vorgehensweise zu beteiligen,die „nach Völkerrecht, Moral undder Überzeugung von 90% allerDeutschen rechtswidrig und sogarverwerflich“ sei, könne nicht straf-bar sein. 

Elke Steven

Aufruf zu einem 
Verfassungsprozess: 
Hin zu einem Europa 
der Besonderheiten!
Diese Aufforderungen haben wiranlässlich unserer Jahrestagung inArnoldshain begründet.
Die Auseinandersetzung mit demzunächst gescheiterten „Vertragüber eine Verfassung für Europa“muss  vor allem dem gelten, was mitHilfe des Verfassungsentwurfs legiti-miert und zukünftig angestrebtwird.
Ohne dass wir Bürgerinnen undBürger es zureichend wissen,bestimmen Gesetze, Regeln undmateriell wirksame Entscheidungender Einrichtungen der EU schonheute in hohem Maße unseren All-tag. Dass wir so wenig darüber wis-sen und die Regelungen beispiels-weise im Schul- und Hochschulall-tag, in der Flüchtlings- und Asylpoli-tik oder auf dem Arbeitsmarkt nurhinnehmen können, hat vor allemdamit zu tun, dass diese Europäi-sche Union uns regierungsamtlichund bürokratisch von oben aufge-stülpt worden ist. Daran ändernperiodische Wahlen zum Europäi-schen Parlament, daran ändert dasweithin ohnmächtige Parlamentselbst nicht das geringste. Auch derZug des Verfassungsentwurfs, derjetzt von den Bevölkerungen der bei-den westlichen Nachbarstaatenangehalten worden ist, führte demo-kratisch nicht weiter. Die imUmfang riesige Verfassung ist nichtsanderes als ein Zwerg, was die Mög-lichkeiten bürgerlicher Mitbestim-mung oder nur ihres Verständnissesangeht. Die Fehl-Verfassung segnetdas bestehende von staatlichen Exe-kutiven regierte, von Bürokratiendirigierte Europa nur ab. Mehrnoch: sie setzt es als expandieren-den, von Großkonzernen durch-furchten Konkurrenzblock im Welt-markt noch freier. Dazu dienen dieeinzig ‚originellen‘ Teile des Verfas-sungsentwurfs. Sie sind daraufgerichtet, diese Europäische Staa-tenunion mit kapitalistisch imperia-len Zielen polizeilich undmilitärisch aus- und aufzurüsten.Dies geschieht soweit, dass „europäi-sche“ Macht- und Wohlstandsinter-essen nach innen und außen jeder-zeit und überall, notfalls mit polizei-

lich-militärischer Gewalt wahrge-nommen werden können.
Ist das ‚unser‘ Europa? Ist dasein Europa, das alle ersehnt haben,dem verhängnisvollen Nationalis-mus und seinen mörderischen Krie-gen abhold? Entsprechen dieser Ver-fassungsentwurf und die von ihmim Artikelgewirr abgedeckte Wirk-lichkeit der EU unserem europäi-schen Selbstbewusstsein und Ver-langen? Dass Europa sich durchseine kulturelle Vielfalt auszeichne?Dass seine Bevölkerungen allen Ein-heitsbrei scheuten? Dass sie anihrem Geschick beteiligt sein woll-ten? Dass sie endlich nach Millio-nen und Abermillionen von Totenund schlimmen kolonialen Vergan-genheiten entdeckt haben, wie ent-scheidend der radikale Minderhei-tenschutz sei? Dass wir endlichandere anerkennen und behandelnwie uns selbst. Und darum selbstbe-wusst und frei von Angst lebenkönnten?
Wie sich die EU entwickelt hat,entspricht keiner der in den Fragenenthaltenen Vorstellungen undHoffnungen. Der Verfassungsent-wurf wollte die schlechte und sichschlechter entwickelnde Wirklich-keit nur mit dem Legitimations-schleier verbergen. Dieser hülfedemokratisch menschenrechtlichenZielen nicht im geringsten. DieEuropäische Grundrechtscharta istein Pudding mit Schau-Erdbeeren.
Darum ist nun ein anderer Ver-fassungsprozess einzuläuten. Jen-seits der augenoffenen Oppositiongegen die herrschende EU als dieEU herrschender Interessen gilt eseinen Prozess der Bürgerinnen undBürger vieler europäischer Länderin Gang zu setzen. Dieser kannnicht in einer Verfassung derEuropäischen Union enden. Erwird sich darauf konzentrieren müs-sen, strikt friedenspolitisch, angelebten Menschenrechten undstrikt an der europäischen Vielfaltausgerichtet, eine Fülle kommuna-ler und regionaler Verfassungen sozu koordinieren, dass regionale undüberregionale Kooperationen,Arbeitsteilungen und Ausgleichsbe-wegungen möglich sind. 

Wolf-Dieter Narr
Heiner Busch

Ein Europäisches Pluriversum!


